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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates betreffend die Verlängerung der Frist 
für die Durchführung der Richtlinien des Rates vom 17. April 1972 
zur Reform der Agrarstruktur 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 25 der Richtlinie Nr. 72/ 159/EWG, 
Artikel 17 der Richtlinie Nr. 72/160/EWG und Arti- 
kel 18 der Richtlinie Nr. 72/161/EWG sind die Mit- 
gliedstaaten verpflichtet, die notwendigen Maßnah- 
men in Kraft zu setzen, um den Bestimmungen der 
genannten Richtlinien innerhalb eines Jahres nach 
ihrer Bekanntgabe nachzukommen; diese Frist läuft 
am 20. April 1973 ab. 

Im Hinblick auf die Schwierigkeiten der Mitglied- 
staaten, die erforderlichen Maßnahmen zur Durchfüh- 


rung dieser Richtlinien in Kraft zu setzen, erscheint 
es erforderlich, diese Frist bis zum 31. Dezember 
1973 zu verlängern — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


A r t ik e 1 1 

Artikel 25 der Richtlinie Nr. 72/ 159/EWG, Artikel 17 
der Richtlinie Nr. 72/160/EWG und Artikel 18 der 
Richtlinie Nr. 72/1 61 /EWG werden durch folgenden 
Text ersetzt: 

„Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um den Bestimmungen dieser Richt- 
linie bis zum 31. Dezember 1973 nachzukommen." 


Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 


Gemäß Artikel 25 der Richtlinie Nr. 72/1 59/EWG 
über die Modernisierung der landwirtschaftlichen 
Betriebe, gemäß Artikel 17 der Richtlinie Nr. 72/160/ 
EWG zur Förderung der Einstellung der landwirt- 
schaftlichen Erwerbstätigkeit und der Verwendung 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche für Zwecke 
der Strukturverbesserung und gemäß Artikel 18 der 
Richtlinie Nr, 72/161/EWG über die sozio-ökonomi- 
sehe Information und die berufliche Qualifikation 
der in der Landwirtschaft tätigen Personen haben die 
Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen in 
Kraft zu setzen, um den Bestimmungen dieser Richt- 
linien innerhalb eines Jahres nach ihrer Bekannt- 
gabe nachzukommen. Diese Frist läuft am 20. April 
1973 ab. 

Die meisten Mitgliedstaaten haben jedoch Schwierig- 
keiten, die Probleme, die durch die Ausführung der 
gemeinschaftlichen Bestimmungen aufgeworfen wer- 
den, innerhalb dieser durch die zitierten Artikel auf- 
erlegten Jahresfrist zu lösen; es erscheint daher 
zweckmäßig, diese Frist bis zum 31. Dezember 1973 
zu verlängern. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
9. Mai 1973 - 1/4 (IV /I )-680 70-E-Ag 12/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 11. April 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen , die 
Anhörung des Wirtschafts - und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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